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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 U 228/98
Datum 20.04.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 93/00
Datum 25.10.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Dresden vom 20.04.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beklagte trÃ¤gt auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte verpflichtet ist, dem KlÃ¤ger Mehrkosten fÃ¼r spezielle
Schutzhandschuhe zu erstatten.

Der KlÃ¤ger ist als selbstÃ¤ndiger Zahnarzt bei der Beklagten versichert. Am
10.02.1994 zeigte der Hautarzt Prof. Dr. R â�¦ der Beklagten das Vorliegen einer
beim KlÃ¤ger bestehenden Hautkrankheit an. Er teilte mit, dass der KlÃ¤ger seit
1991 an einer Hauterkrankung der HÃ¤nde leide, die nach Ansicht des KlÃ¤gers
durch eine chronische Irritation (NÃ¤sse, DIM, Stomatologika) plus Allergie
ungeklÃ¤rter Genese entstanden sei. Prof. Dr. R â�¦ diagnostizierte ein allergisches
Kontaktekzem auf chronischer Irritationsdermatose. Er schlug u. a. als
prophylaktische MaÃ�nahme zur Minimierung der vorhandenen Hautirritationen
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optimale Schutz- und PflegemaÃ�nahmen nach Â§ 3 Berufskrankheitenverordnung
(BKV) vor. Verlauf, Morphe und Lokalisation sowie Testergebnisse hÃ¤tten die
Berufsbedingtheit eindeutig belegt.

Mit Schreiben vom 15.03.1994 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, sie sei im
Rahmen des Â§ 3 BKV aus vorbeugenden GrÃ¼nden bereit, die Kosten der wegen
des Hautleidens erforderlichen ambulanten hautfachÃ¤rztlichen Behandlung zu
Ã¼bernehmen. Ferner werde Ersatz fÃ¼r Mehrkosten, z. B. fÃ¼r besondere
Schutzhandschuhe geleistet. Dem entsprechend wurde in der Folgezeit verfahren.

Am 19.10.1994 wies die HautÃ¤rztin Dr. M â�¦ die Beklagte darauf hin, dass der
KlÃ¤ger an einem Kontaktekzem bei Irritationsdermatose leide. Obwohl alle
GrÃ¼nde fÃ¼r eine BK 5101 sprÃ¤chen, komme eine BK-Anerkennung nicht in
Betracht. Der KlÃ¤ger kenne die auslÃ¶senden Allergene, versuche den Kontakt mit
diesen Stoffen auf einem Minimum zu halten und verbleibe in engmaschiger
intensiver hautÃ¤rztlicher Betreuung. Da dieses Vorgehen in den zurÃ¼ckliegenden
sechs Monaten eine Besserung und Stabilisierung des Hautbefundes gebracht habe,
sollten weiterhin Ã¼ber Â§ 3 BKV alle sinnvollen Hautschutz-, Pflege- und
BehandlungsmaÃ�nahmen unterstÃ¼tzt werden sowie die Mehrkosten fÃ¼r
besondere Schutzhandschuhe Ã¼bernommen werden.

In einer arbeitsmedizinischen Stellungnahme vom 03.04.1995 empfahl die
FachÃ¤rztin fÃ¼r Arbeitsmedizin/GewerbeÃ¤rztin Dr. B â�¦ der Beklagten, die
finanziellen Aufwendungen fÃ¼r ungepuderte thiuramfreie Handschuhe gemÃ¤Ã� 
Â§ 3 BKV zu Ã¼bernehmen.

Mit Bescheid vom 12.12.1995 erklÃ¤rte sich die Beklagte bereit,
Mehraufwendungen fÃ¼r thiuramfreie Handschuhe zu Ã¼bernehmen. Sie erklÃ¤rte
weiter, dass derartige Mehraufwendungen nur dann fÃ¼r einen gewissen Zeitraum
Ã¼bernommen werden kÃ¶nnten, wenn es sich um besondere SchutzmaÃ�nahmen
handele, die besondere, Ã¼ber das Ã¼bliche MaÃ� hinausgehende
Mehraufwendungen verursachten. Normale Schutzhandschuhe seien vom
Unternehmer im Rahmen seiner FÃ¼rsorgepflicht bereitzustellen.

Mit Bescheid vom 07.03.1996 wurde die Anerkennung der Hauterkrankung des
KlÃ¤gers als Berufskrankheit Nr. 5101 der Anlage zur BKV abgelehnt. Die
Hauterkrankung habe bisher nicht zur Aufgabe der gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit
gezwungen. Ein objektiver Zwang zur Aufgabe sei derzeit auch nicht gegeben.
Vielmehr kÃ¶nne die TÃ¤tigkeit bei sorgfÃ¤ltiger Anwendung geeigneter Schutz-
und PflegemaÃ�nahmen auch weiterhin ausgeÃ¼bt werden ohne dass die Gefahr
bestehe, dass sich eine Berufskrankheit entwickele. Um einer Verschlimmerung der
Hauterkrankung und somit dem Entstehen einer Berufskrankheit vorzubeugen, sei
die DurchfÃ¼hrung sorgfÃ¤ltiger Schutz- und PflegemaÃ�nahmen dringend
erforderlich. Deren Kosten wÃ¼rden gemÃ¤Ã� Â§ 3 BKV Ã¼bernommen, soweit sie
nicht vom KlÃ¤ger selbst zu tragen seien.

Mit weiterem Bescheid vom 28.02.1998 erklÃ¤rte die Beklagte, aufgrund
zwischenzeitlicher Ã�nderungen der Rechtsgrundlage und da thiuramfreie
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Handschuhe wesentlich billiger geworden seien und somit keine erheblichen
Mehrkosten mehr entstÃ¼nden, kÃ¶nne die (Mehr-)KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung
nicht aufrecht erhalten werden. Aus den UnfallverhÃ¼tungsvorschriften ergebe
sich, dass der Unternehmer geeignete persÃ¶nliche SchutzausrÃ¼stung zur
VerfÃ¼gung zu stellen habe. Somit sei der KlÃ¤ger als Unternehmer allein dafÃ¼r
verantwortlich, individuell gesundheitlich vertrÃ¤gliche Handschuhe bereitzustellen.
Daher wÃ¼rden kÃ¼nftig keine Kosten fÃ¼r Schutzhandschuhe mehr
Ã¼bernommen. Die Kosten fÃ¼r die ambulante hautfachÃ¤rztliche Behandlung
wÃ¼rden weiterhin Ã¼bernommen.

Der gegen den Bescheid eingelegte Widerspruch wurde mit Bescheid vom
07.07.1998 zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung wurde im Wesentlichen
ausgefÃ¼hrt, dass nach der UnfallverhÃ¼tungsvorschrift VBG 1 in Verbindung mit
der UnfallverhÃ¼tungsvorschrift VBG 103 der Unternehmer â�� auch fÃ¼r sich
selbst â�� geeignete SchutzausrÃ¼stung zur VerfÃ¼gung zu stellen habe. Als
geeignet sei die SchutzausrÃ¼stung anzusehen, von der keine gesundheitliche
GefÃ¤hrung fÃ¼r den Benutzer ausgehe.

Am 24.07.1998 ist vor dem Sozialgericht Dresden (SG) Klage gegen den
Widerspruchsbescheid erhoben worden. Das SG hat die Beklagte mit
Gerichtsbescheid vom 20.04.2000 verurteilt, dem KlÃ¤ger auch weiterhin die
Mehrkosten fÃ¼r geeignete hautvertrÃ¤gliche Schutzhandschuhe zu erstatten.

Die Beklagte hat am 13.06.2000 Berufung gegen den ihr am 15.05.2000
zugestellten Gerichtsbescheid eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung der Berufung hat sie im
Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass sich aus der UVV VBG 103 Â§ 7 Abs. 1 i.V.m. den
Technischen Regeln fÃ¼r Gefahrstoffe (TRGS) 540 ergebe, dass der Unternehmer
verpflichtet sei, geeignete persÃ¶nliche SchutzausrÃ¼stung zur VerfÃ¼gung zu
stellen. Diese Verpflichtung habe Vorrang gegenÃ¼ber ihrer Verpflichtung aus Â§ 3
Abs. 1 BKVO.

Sie beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichs Dresden vom 20.04.2000 aufzuheben und
die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Seiner Ansicht sind die Voraussetzungen des geltend gemachten Anspruches
erfÃ¼llt. Bei den Rechtsvorschriften, die die Beklagte herangezogen habe, handele
es sich sÃ¤mtlich um solche, die das VerhÃ¤ltnis von Arbeitgeber zu Arbeitnehmer
regelten und deshalb vorliegend nicht zutreffend seien. Auch TRGS 540 sei nicht
einschlÃ¤gig, weil ihr Anliegen mit dem vorliegenden Sachverhalt nicht
korrespondiere.

Die Beteiligten haben sich am 24.04.2001 bzw.16.05.2001 mit einer Entscheidung
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durch die Berichterstatterin als Einzelrichterin einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen und die
Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte durch die Berichterstatterin als Einzelrichterin entscheiden, da
das gemÃ¤Ã� Â§ 155 Abs. 4, 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hierfÃ¼r erforderliche
EinverstÃ¤ndnis vorliegt.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Der Bescheid vom 28.02.1998 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 07.07.1998 war rechtswidrig; die
Beklagte muss dem KlÃ¤ger aufgrund der Regelung des Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 BKV die
Mehrkosten fÃ¼r die fÃ¼r ihn geeigneten Schutzhandschuhe ersetzen.

GemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 BKV haben die UnfallversicherungstrÃ¤ger dann, wenn
fÃ¼r Versicherte die Gefahr besteht, dass eine Berufskrankheit entsteht,
wiederauflebt oder sich verschlimmert, dieser Gefahr mit allen Mitteln
entgegenzuwirken.

Beim KlÃ¤ger besteht die Gefahr der Entstehung der Berufskrankheit Nr. 5101 der
Anlage zur BKV; dass diese Gefahr besteht, ist auch von seiten der Beklagten nie
bezweifelt worden. Des Weiteren stellen fÃ¼r den KlÃ¤ger geeignete
Schutzhandschuhe ein geeignetes Mittel dar, dieser Gefahr entgegenzuwirken. Auch
dies hat die Beklagte nicht bezweifelt.

Somit muss die Beklagte aufgrund der Vorschrift des Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 BKV dem
KlÃ¤ger die Mehrkosten fÃ¼r die von ihm zur Vermeidung der Entstehung einer
Berufskrankheit benÃ¶tigten Schutzhandschuhe erstatten. Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 BKV
formuliert insoweit eindeutig, dass eine entsprechende Pflicht der Beklagten zum
TÃ¤tigwerden besteht ("hat â�¦ entgegenzuwirken"). Eine Vorschrift, aus der sich
ergeben kÃ¶nnte, dass die Leistungspflicht der Beklagten entfÃ¤llt, sofern ein
weiterer Anspruchsgegner vorhanden ist, ist nicht ersichtlich.

Deshalb kann dahinstehen, ob ein Arbeitgeber verpflichtet wÃ¤re, in einem
vergleichbaren Fall seinem an einer Hautkrankheit der HÃ¤nde leidenden
Arbeitnehmer lediglich Schutzhandschuhe zur VerfÃ¼gung zu stellen, die zur
AusÃ¼bung seiner TÃ¤tigkeit im allgemeinen erforderlich sind oder ob er jedenfalls
dann spezielle Schutzmittel zur VerfÃ¼gung stellen mÃ¼sste, wenn solche wegen
einer besonderen gesundheitlichen SchwÃ¤che und Krankheitsanlage des
Arbeitnehmers notwendig wÃ¼rden bzw. ob spezielle Schutzmittel jedenfalls dann
vom Arbeitgeber zur VerfÃ¼gung gestellt werden mÃ¼ssten, wenn sich eine
gesundheitliche SchwÃ¤che bei der Arbeit in besonderer, deutlich verstÃ¤rkter
Weise bemerkbar macht (so LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 23.12.1985, Az. L
5 U 127/84).
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Nicht berÃ¼cksichtigt hat die Beklagte zudem, dass, sofern man der von ihr
vorgetragenen Argumentation folgen wÃ¼rde, der Arbeitgeber zunÃ¤chst
feststellen mÃ¼sste, ob die Gefahr besteht, dass eine Berufskrankheit entsteht,
wiederauflebt oder sich verschlimmert. HierfÃ¼r sind jedoch die
UnfallversicherungstrÃ¤ger zustÃ¤ndig (vgl. Â§ 1 SGB VII). Auch ist keine Norm
ersichtlich, aus der geschlossen werden kÃ¶nnte, dass die
UnfallversicherungstrÃ¤ger die Feststellung hinsichtlich der in Â§ 3 Abs. 1 Satz 1
BKV beschriebenen Gefahr zu treffen und die Arbeitgeber aufgrund einer
entsprechenden Feststellung geeignete MaÃ�nahmen zu ergreifen hÃ¤tten.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG). GrÃ¼nde
fÃ¼r eine Zulassung der Revision lagen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 16.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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